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Der Investitionsstau in Deutschland ist unübersehbar: Züge 
fallen regelmäßig aus, Schulunterricht auch, Krankenhäu-
ser und Brücken sind marode. Um gegenzusteuern, hat die 
Bundesregierung im vergangenen Jahr das „Sondervermö-
gen für Infrastruktur und Klimaneutralität“ in Höhe von 500 
Milliarden Euro auf den Weg gebracht. Damit hat sie einem 
weit verbreiteten Bedürfnis Rechnung getragen: Schon 2021 
sprach sich eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung für zu-
sätzliche öffentliche Investitionen aus. Laut einer aktuellen 
Untersuchung des IMK hat diese Zustimmung nicht nachge-
lassen – im Gegenteil: Trotz des Sondervermögens hat der 
Anteil derjenigen, die noch mehr staatliche Ausgaben befür-
worten, mit Blick auf die meisten Bereiche der öffentlichen 
Infrastruktur und unabhängig von der Parteipräferenz zuge-
nommen. Kredite zur Finanzierung dieser Ausgaben gelten 
einer Mehrheit als akzeptabel. Bevorzugt werden allerdings 
Umschichtungen in staatlichen Haushalten.

Neun von zehn wollen mehr Geld  
für Gesundheit und Pflege

Für ihre Analyse haben IMK-Forscher Jan Behringer und 
IMK-Direktor Sebastian Dullien Angaben von rund 2700 
Personen zwischen 18 und 75 Jahren ausgewertet, die im 
Herbst 2025 an einer repräsentativen Befragung teilge-
nommen haben, die im Auftrag des IMK durchgeführt wur-
de. „Die Umfrageergebnisse verdeutlichen, dass die Men-
schen in Deutschland in praktisch allen zentralen Bereichen 
eine Ausweitung öffentlicher Investitionen wünschen, wenn 
auch mit unterschiedlich großen Mehrheiten“, erklären die 
Wissenschaftler.

Am deutlichsten ausgeprägt ist dieser Wunsch mit Blick 
auf Gesundheitswesen und Pflege, hier sprechen sich 91 
Prozent der Befragten für eine Erhöhung der Ausgaben aus. 
Mehr Geld für die Bildung befürworten 87 Prozent, für Stra-
ßen, Brücken und Autobahnen 82 Prozent, für öffentliche Si-
cherheit 80 Prozent, für Bahnverbindungen und öffentlichen 
Nahverkehr 78 Prozent. Auf geringere, aber immer>>> 

ÖFFENTLICHE INVESTITIONEN

Breite Mehrheit für massive Erhöhung
Die Bevölkerung ist sich weitgehend einig darin, dass der Staat mehr Geld  
in die Infrastruktur stecken muss – auch wenn dafür neue Kredite nötig sind.
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Erhöhter Investitionsbedarf
So viele Menschen waren der Meinung, dass der Staat seine Investitionen 
etwas oder stark erhöhen sollte im Bereich ... 
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noch mehrheitliche Zustimmung tref-
fen Mehrausgaben für Mobilnetz und 
Internet mit 56 Prozent, für Klima- und 
Umweltschutz mit 53 Prozent sowie 
für Fußgänger- und Fahrradwege mit 
51 Prozent. 

Im Vergleich zur Vorläuferumfrage 
des IMK von 2021 hat der Anteil der-
jenigen, die sich für zusätzliche Inves-
titionen aussprechen, mit 23 Prozent-
punkten am stärksten bei Straßen, 
Brücken und Autobahnen zugelegt. 
Bei der öffentlichen Sicherheit sowie 
bei Bahnverbindungen und öffentli-
chem Nahverkehr beträgt das Plus je-
weils 11 Prozentpunkte. Rückläufig ist 
die Tendenz nur in drei Bereichen: Die 
Zustimmung für mehr Investitionen ist 
mit Blick auf Klima- und Umweltschutz 
um 20 Prozentpunkte gesunken, hin-
sichtlich Mobilnetz und Internet um 
12 Prozentpunkte, bei Fußgänger- und 
Fahrradwegen um 4 Prozentpunkte.

Weitgehender Konsens
„Analysiert man die Investitionswün-
sche nach der Parteipräferenz, so lässt 
sich festhalten, dass bei den meisten 
abgefragten Kategorien die Anhängerinnen und Anhänger 
aller Parteien mehrheitlich eine Ausweitung der Investitio-
nen wünschen“, schreiben Behringer und Dullien.

Am stärksten polarisiert seien die Einstellungen mit Be-
zug auf Klima- und Umweltschutz: Bei der Anhängerschaft 
der Grünen ist die Zustimmung für mehr staatliche Ausga-
ben in diesem Bereich mit 91 Prozent am größten. Men-
schen mit Sympathien für die AfD befürworten hingegen zu 
58 Prozent eine Senkung der Ausgaben, lediglich 19 Prozent 
sind für mehr Investitionen.

In Sachen Finanzierung zeige sich, dass „eine große 
Mehrheit der Bevölkerung einer Kreditaufnahme für öffent-
liche Investitionen grundsätzlich zustimmt“, heißt es in der 
Studie. 59 Prozent der Befragten äußern sich entsprechend, 
20 Prozent sind in dieser Frage neutral, lediglich 21 Prozent 
stimmen eher oder überhaupt nicht zu. Die Parteipräferenz 
scheint dabei eine untergeordnete Rolle zu spielen: Anhän-
gerinnen und Anhänger von Grünen, SPD, FDP, Union und 
Linken befürworten zu jeweils rund zwei Dritteln kreditfi-
nanzierte Investitionen. Lediglich die AfD-Anhängerschaft 
ist deutlich skeptischer, aber selbst sie weist eine Zustim-
mungsrate von 42 Prozent auf.

Der Staat muss konsequent investieren
Ungeachtet der grundsätzlichen Offenheit für kreditfinan-
zierte Infrastrukturausgaben treffen Umschichtungen in 
den öffentlichen Haushalten auf die größte Zustimmung in 
der Bevölkerung. Bei der Frage nach der primär gewünsch-
ten Finanzierungsoption nennen 66 Prozent Ausgabenkür-
zungen in anderen Bereichen, 19 Prozent Kredite.

„Insgesamt lassen sich die Ergebnisse dahingehend in-
terpretieren, dass die Bevölkerung in Deutschland die Fi-

nanzierung öffentlicher Investitionen über Kredite in gewis-
sem Umfang akzeptiert – wie es etwa durch das im Rahmen 
der Schuldenbremsenreform 2025 beschlossene Sonder-
vermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität ermöglicht 
wird. Zugleich wird eine kritische Überprüfung bestehen-
der Staatsausgaben gewünscht, sodass ineffiziente Ausga-
ben zugunsten öffentlicher Investitionen gekürzt werden“, 
so Behringer und Dullien. Sie empfehlen, die verfügbaren 
Mittel aus dem Sondervermögen konsequent für zusätzli-
che Investitionen einzusetzen, um öffentliche Infrastruktur 
und Wirtschaft zukunftsfähig zu machen.

Allerdings dürften diese Mittel den Investitionsbedarf, 
der sich nach Berechnungen des IMK im Jahr 2024 auf 
mindestens 600 Milliarden Euro belief, selbst bei strikt in-
vestiver Verwendung bestenfalls zu zwei Dritteln decken, 
erklären die Forscher. Daraus ergebe sich weiterer Anpas-
sungsbedarf bei der aktuellen Schuldenregel. „Unsere Er-
gebnisse legen nahe, dass eine Weiterentwicklung der 
Schuldenregel, die Raum zur Finanzierung öffentlicher In-
vestitionen schafft, in der Bevölkerung auf breite Zustim-
mung stoßen dürfte.“<

Quelle: Jan Behringer, Sebastian Dullien: Trotz Sondervermögen: Deutschlands Bevölkerung wünscht 
massive Erhöhung öffentlicher Investitionen, IMK Policy Brief Nr. 213, April 2026  Link zur Studie

MEHR HÖREN

Tankrabatt und Entlastungsprämie – wer profitiert? 
IMK-Direktor Sebastian Dullien bewertet im Podcast 
„Systemrelevant“ das Entlastungspaket der Bundes
regierung: https://www.boeckler.de/de/ 
podcasts-22421-was-bringt-das-entlastungspaket- 
der-bundesregierung-76126.htm
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Kredite sind mehrheitsfähig
Dass dem Staat die Finanzierung ö
entlicher Investitionen durch zusätzliche Kredite 
erlaubt sein sollte, finden ...

Quelle: IMK 2026
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